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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Endlich erwachsen? Die zweite 
Generation der Menschenrechte 

22. KONRAD-ADENAUER-VORLESUNG MIT PROF. DR. EIBE RIEDEL AM 11. SEP-

TEMBER IN BUDAPEST

Anlässlich der Eröffnung des Winterse-

mesters 2013 fand am 11. September 

2013 die 22. Konrad-Adenauer-Vorlesung 

an der Andrássy Universität Budapest 

statt. Prof. Dr. Eibe Riedel emerierter Pro-

fessor der Universität Mannheim sprach 

zum Thema „Endlich erwachsen? Die 

zweite Generation der Menschenrechte“. 

An dem von der Andrássy Universität Bu-

dapest und die Konrad-Adenauer-Stiftung 

veranstalteten öffentlichen Vortrag nah-

men 70 Personen teil. 

Eröffnet wurde das Programm von Professor 

Dr. Hendrik Hansen, Dekan der Fakultät für 

Vergleichende Staats- und Rechtswissen-

schaften an der Andrássy Universität Buda-

pest und Frank Spengler, Leiter des Aus-

landsbüros Ungarn der Konrad-Adenauer-

Stiftung. Er unterstrich die zentrale Bedeu-

tung der Menschenrechte, stellte die Arbeit 

der Konrad-Adenauer-Stiftung in Ungarn 

und weltweit in Grundzügen dar und beton-

te dabei das internationale Engagement der 

KAS für Menschenrechte. 

Die thematische Einleitung und die Modera-

tion des Abends übernahm Professor Dr. 

Michael Anderheiden, Professor für Europäi-

sches Öffentliches Recht und seine Grundla-

gen an der Universität Heidelberg und der 

Andrássy Universität Budapest, der zu Be-

ginn Professor Dr. Riedel und dessen bishe-

rigen akademischen und professionellen 

Werdegang vorstellte. 

Um das sehr weitläufige Thema, die zweite 

Generation der Menschenrechte, etwas ein-

zuschränken, konzentrierte sich Professor 

Riedel in seinem Vortrag auf das Individual-

verfahren der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte. Zunächst fasste er die 

historische Entwicklung der Menschenrechte 

zusammen. So sei es seit der Verabschie-

dung der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte (AEMR) 1948 die Frage gewe-

sen auf, welche Art und Weise diese in die 

Praxis umgesetzt werden könnten. Während 

des Kalten Kriegs hätte der Westen grund-

legend unterschiedliche Auffassungen über 

die Durchsetzung von Menschenrechten ge-

habt als die Staaten des Ostblocks. Westli-

che Staaten seien der Auffassung gewesen, 

dass staatsbürgerliche und politische Men-

schenrechte auf nationaler Ebene durch ei-

nen Beschwerdemechanismus auch für Ein-

zelpersonen unmittelbar anwendbar sein 

müssten, während wirtschaftliche, soziale 

und kulturelle Rechte ohne direkte Anwen-

dung auf innerstaatlicher Ebene in Betracht 

gezogen werden sollten. Dies widersprach 

der Auffassung der Staaten des Ostblocks, 

die seien der Meinung gewesen, dass wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Rechte auf 

innerstaatlicher Ebene direkt anzuwenden 

wären, während staatsbürgerliche und poli-

tische Rechte nur im Rahmen der inner-

staatlichen Auslegung gelten dürften. Dieser 

grundlegende Gegensatz westlicher und öst-

licher Ideologie habe dazu geführt, dass in 

1954 entschieden wurde, die in der AEMR 

noch nebeneinander stehenden zivilen und 

sozialen Menschenrechte in zwei separate 

Vertragswerke zu teilen. 

Erst auf der Wiener Weltmenschenrechts-

konferenz 1993 hätten sich über 100 Staa-

ten geeinigt, die Menschenrechte wieder in 
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ihrer Ganzheit zu betrachten. Auf dieser 

Konferenz sei, so Professor Riedel, eine Art 

„Menschenrechts-Mantra“ formuliert wor-

den. Menschenrechte seien demnach gleich, 

universell, wechselbezüglich interdependent 

und unteilbar. Von der Formulierung der 

zwei Pakte (Zivilpakt und Sozialpakt) sei es 

jedoch klar gewesen, dass Zivilpakt-Rechte 

unmittelbar garantiert seien, während Sozi-

alpaktrechte nur indirekt wirkten und es zu 

ihrer Anwendung erst einer Umsetzung in 

nationales Recht bedürfe. 

Eine der ersten Forderungen des 1987 ein-

gerichteten Sozialpaktausschusses sei es 

gewesen, dass auch für die wirtschaftlichen, 

sozialen und kulturellen Rechte ein Indivi-

dualverfahren eingerichtet werden solle. Die 

Verhandlungen zur Einführung eines Fakul-

tativprotokolls zum Sozialpakt hätten von 

2004 bis 2013 angedauert. Professor Riedel 

bewertete das Ergebnis dieser Verhandlun-

gen als einen großen Erfolg. Dieses Fakulta-

tivprotokoll habe die seit 1954 herrschende 

Zweiklassengesellschaft im Bereich der 

Menschenrechte aufgehoben, die sozialen 

Menschenrechte mit den Freiheitsrechten 

gleichgestellt und sie verstärkt in das Be-

wusstsein der Öffentlichkeit rücken lassen. 

Im Weiteren sprach Professor Riedel von 

den Kernfragen des Fakultativprotokolls, in 

etwa über die laufende Debatte ob ein um-

fassender oder aber ein sogenannter „à la 

carte“ Ansatz bei der Ratifizierung des Pro-

tokolls gewählt werden solle. Auch sprach er 

über die Möglichkeit ein Kollektivverfahren 

einzurichten. Professor Riedel wies darauf 

hin, dass auf globaler Ebene die Vertrags-

verfahren schwächer seien als auf europäi-

scher Ebene. Einerseits, da es keine inter-

nationalen Gerichtshof für Menschenrechte 

gebe, anderseits, weil, der Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte anstelle ei-

ner Entscheidung nur eine Ansicht mit emp-

fehlendem Charakters äußern könne. Er er-

läuterte, dass die schwierigsten Fragen im 

Verhandlungsprozess des Fakultativproto-

kolls sich um die Ressourcenverwendung 

und das Individualverfahren drehten. So 

habe Professor Riedel während seiner Tätig-

keit als Beauftragter der Vertragsorgane bei 

den Verhandlungen mehrfach die Position 

vertreten, dass Individuen nicht befugt sein 

dürften, eine Beschwerde über Makro-

Fragen einzureichen. Was die Ressourcen-

verwendung anginge, so erklärte Professor 

Riedel, dass der Ausschuss regelmäßig dar-

auf schaue, ob der Staat das geeignete Mit-

tel ergriffen habe, um seine Verpflichtungen 

so gut wie möglich zu erfüllen. 

Mit seinen Schlussworten verband er die 

Hoffnung, dass das Fakultativprotokoll eine 

hohe Zustimmung bei den Mitgliedstaaten 

finden möge und bat vor allem die junge 

Generation um Geduld: „Menschenrechte 

brauchen Zeit.“ 

In der anschließenden Diskussion verteidig-

te Professor Riedel noch einmal das Konzept 

der Einheitlichkeit der Menschenrechte und 

betonte, dass eine Garantie von Freiheits-

rechten ohne eine Garantie von sozialen 

Rechten nicht möglich sei. Außerdem be-

leuchtete er verschiedene Lösungsansätze 

oder Szenarien, die der Überlastung des Eu-

ropäischen Gerichtshofes für Menschenrech-

te in Straßburg entgegenwirken könnten. 

Angesichts der Haltung der Mitgliedstaaten 

zeigte er sich jedoch pessimistisch, dass 

dieses Ziel in naher Zukunft erreicht werden 

könne. 

Im Abschluss an den Vortrag nahmen viele 

Zuhörer die Möglichkeit wahr, die Diskussi-

on bei einem Empfang fortzusetzen. 


